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FINANZPOLITIK

Expansive Gebührenpolitik 
zur Verbesserung der Finanzsituation?
Manfred Weilepp, Hamburg

Bei den Vorschlägen zur Sanierung der Finanzen der Gebietskörperschaften taucht immer wieder der 
Gedanke auf, bei der Finanzierung staatlicher Leistungen das Äquivalenzprinzip stärker anzuwenden. 
Kann durch eine verstärkte Anwendung dieses Prinzips tatsächlich in einem größeren Umfang zur 
Lösung der staatlichen Finanzprobleme beigetragen werden?

Die Entwicklung der Finanzen der Gebietskör­
perschaften in der Bundesrepublik im Jahre 

1975 bot vielfach Anlaß zu besorgten Stellungnah­
men. Während die Ausgaben unvermindert stark 
anstiegen, blieben die Steuereinnahmen weit hin­
ter den ursprünglichen Erwartungen zurück. Be­
reits im August mußten die Steuerschätzungen, 
auf denen die Haushaltspläne für 1975 beruhten, 
von 270,8 Mrd. DM auf 238,3 Mrd. DM reduziert 
werden. Als Folge dieser Entwicklung nahm die 
Staatsverschuldung in einem bis dahin nicht be­
kannten Ausmaß zu. Ihr Anstieg betrug im Jahre 
1975 mit 64,152 Mrd. DM ’) das Dreifache des Vor­
jahres.

Die Ursachen für diese Entwicklung lagen zum 
einen in konjunkturellen, zum anderen in struktu­
rellen Faktoren. Während der auf die konjunktu­
rellen Faktoren zurückzuführende Teil des Ge­
samtdefizits —  rd. 22 Mrd. DM durch Steuermin­
dereinnahmen und rd. 8 Mrd. DM durch zusätz­
liche Ausgabenprogramme zur Sicherung der Be­
schäftigung —  den Grundsätzen einer antizykli­
schen Finanzpolitik entspricht und in der gege­
benen konjunkturellen Situation als erwünscht 
angesehen werden konnte, wurde allenthalben 
die möglichst schnelle Beseitigung des sogenann­
ten strukturellen Defizits gefordert, weil dieses 
die öffentlichen Haushalte auf Jahre hinaus be­
lastet.

Neben den von der Bundesregierung im Haus­
haltsstrukturgesetz ergriffenen Maßnahmen wur-

!) V g l. M o n a ts b e r ic h t d e r  D e u ts c h e n  B u n d e s b a n k , A p r il  1976, 
S . 59*.
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den insbesondere in dem Gutachten des wissen­
schaftlichen Beirats beim Bundesministerium der 
Finanzen „Zur Lage und Entwicklung der Staats­
finanzen in der Bundesrepublik Deutschland“ 
zahlreiche weitere Vorschläge zum Abbau des 
Defizits gemacht. Sie reichen von Steuererhöhun­
gen bis zum rigorosen Abbau öffentlicher Leistun­
gen. Bei allen Vorschlägen taucht dabei immer 
wieder der Gedanke auf, bei der Finanzierung 
staatlicher Leistungen dem Äquivalenzprinzip grö­
ßere Gültigkeit zu verschaffen2). Im folgenden 
soll untersucht werden, inwieweit eine verstärkte 
Anwendung dieses Prinzips tatsächlich geeignet 
ist, in größerem Umfang zur Lösung der staat­
lichen Finanzprobleme beizutragen.

Partielle Anwendung des Äquivalenzprinzips

Das Äquivalenzprinzip diente ursprünglich als 
grundsätzliche Rechtfertigung für die Erhebung 
von Steuern durch den Staat und sollte zugleich 
Grundsatz für die Verteilung der Steuerlasten auf 
die einzelnen Staatsbürger sein. Ausgehend von 
der sophistischen Staatsauffassung und von der 
Vertragstheorie des Staates wurde angenommen, 
daß Bürger und Staat sich quasi als Marktpartner 
gegenüberstehen: der Staat als Produzent und 
Anbieter von Leistungen, der Bürger als ihr Nach­
frager und Konsument. Die Steuern wurden als 
spezielles Entgelt, d. h. als Preis für die empfan­
genen staatlichen Leistungen, angesehen. Als 
Grundforderung für die Verteilung der Steuerlast 
ergab sich die quantitative Äquivalenz zwischen 
dem Anteil der Steuern des einzelnen und den 
von ihm empfangenen Leistungen.

Eine derart generelle Anwendung des Prinzips 
wird jedoch weder vorgeschlagen, noch ist sie 
überhaupt möglich. Voraussetzung dafür wäre

2) V g l. z . B . H . F i s c h e r - M e n s h a u s e n :  E n tla s tu n g  des  
S ta a te s  durch  P r iv a tis ie ru n g  v on  A u fg a b e n , in : W IR T S C H A F T S ­
D IE N S T , 55. J g . (1975), H . 11, S . 549 f.
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FINANZPOLITIK

nämlich, daß alle staatlichen Leistungen teilbar 
sind und jedem Leistungsempfänger individuell 
zugemessen werden können. Doch gerade diese 
Voraussetzung ist bei einer Reihe wichtiger öffent­
licher Güter, bei den sogenannten spezifisch 
öffentlichen Gütern, wie z. B. innere Sicherheit 
und Landesverteidigung, nicht gegeben. Das 
Äquivalenzprinzip kann also von vornherein nur 
partiell als spezielles Entgelt für einzelne staat­
liche Leistungen angewendet werden.

Individuelle Zurechenbarkeit

Ein solches spezielles Entgelt wird bereits bei 
vielen staatlichen Leistungen in Form der Ge­
bühren erhoben. Die Gebühr wird verstanden als 
eine „Abgabe, die für eine individuell zurechen­
bare öffentliche Leistung zu entrichten ist und 
deren Höhe sich nach politischen Zielen unter 
Berücksichtigung der Nachfragestruktur richtet“ 3). 
Es wird dabei zwischen zwei Gebührenarten un­
terschieden, den Verwaltungsgebühren und den 
Benutzungsgebühren. Verwaltungsgebühren lie­
gen vor, wenn die von der Verwaltung erbrachte 
Leistung in der Vornahme einer Amtshandlung 
besteht. Von einer Benutzungsgebühr spricht man, 
wenn eine öffentliche Einrichtung nur gegen Ent­
gelt in Anspruch genommen werden kann. Dabei 
steht meist das Interesse des einzelnen Benutzers 
im Vordergrund, es kann aber durchaus ein 
Zwang zur Benutzung der Einrichtung, wie z. B. 
einer Kanalisationsanlage, vorliegen. Die Benut­
zungsgebühren weisen eine große Ähnlichkeit mit 
den öffentlichen Erwerbseinnahmen auf.

Die Grundvoraussetzung für die Erhebung einer 
Gebühr ist die individuelle Zurechenbarkeit einer 
öffentlichen Leistung. Sie entspricht derjenigen 
für die Anwendbarkeit des Äquivalenzprinzips. 
Somit ist die Forderung nach verstärkter Anwen­
dung des Äquivalenzprinzips identisch mit der 
Forderung nach einer Ausweitung der öffentlichen 
Gebührenpolitik4). Dabei ist sowohl an eine Er­
höhung bestehender als auch an die Einführung 
neuer Gebühren zu denken.

Wie bereits erwähnt, trifft das Kriterium der indi­
viduellen Zurechenbarkeit nicht auf die spezifisch 
öffentlichen Güter zu. Diese scheiden also von 
vornherein bei der Suche nach Ausweitungsmög­
lichkeiten der Gebührenpolitik aus. Anders sieht 
es dagegen bei den sogenannten meritorischen 
Gütern aus. Sie können von den einzelnen Staats­
bürgern individuell genutzt werden und sind da­
her auch zurechenbar. Für sie könnte im Prinzip 
auch ein Markt bestehen. Sie werden jedoch vom 
Staat angeboten, weil bei einer privaten Bereit­
stellung dieser Güter das Marktergebnis nicht den

3) V g l. K .-H . H a n s m e y e r ,  D.  F ü r s t :  D ie  G e b ü h re n . Z u r  
T h e o r ie  e in e s  In s tru m e n ta r iu m s  d e r  N a c h fra g e le n k u n g  b e i ö ffe n t­
lic h e n  L e is tu n g e n , S tu ttg a r t , B e r lin , K ö ln , M a in z  1968, S . 34.

Vorstellungen der Gesellschaft entspricht. Merito- 
rische Güter werden also aufgrund politischer Ent­
scheidungen vom öffentlichen Bereich produziert. 
Sie erscheinen prinzipiell als Gebührenobjekte 
geeignet.

Bedeutung der Gebühren

Untersuchen wir nun die von den verschiedenen 
Gebietskörperschaften erbrachten öffentlichen 
Leistungen nach den angeführten Kriterien auf 
ihre Gebührenfähigkeit, so zeigt sich, daß Bund 
und Länder zum größten Teil spezifisch öffentliche 
Güter hervorbringen. Für den Bund können ledig­
lich das Verkehrs- und Fernmeldewesen sowie 
der Bereich des Gesundheitswesens zu den meri­
torischen Gütern gerechnet werden, die für eine 
expansive Gebührenpolitik in Frage kommen. Das 
Gesundheitswesen spielt dabei für den Bundes­
haushalt jedoch quantitativ eine so geringe Rolle 
—  1974 betrug der Anteil der Ausgaben für den 
Aufgabenbereich Gesundheit und Sport an den 
Gesamtausgaben 1 %  — , daß von dort eine we­
sentliche Entlastung des Haushalts nicht möglich 
ist. Dagegen scheint im Bereich des Verkehrs­
und Nachrichtenwesens eine erhebliche Reserve 
zur Verbesserung der Haushaltslage zu stecken, 
insbesondere wenn die Verkehrsunternehmen mit 
in die Betrachtung einbezogen werden. Diese Be­
reiche hatten 1974 einen Ausgabenanteil von 
15,2%. Es wäre hier an die Einführung einer 
Straßenbenutzungsgebühr sowie an eine Erhö­
hung der Bundesbahntarife auf ein kostendecken­
des Niveau zu denken5).

Für die Länder gilt ähnliches wie für den Bund. 
Zusätzlich zum Gesundheitswesen und dem Ver­
kehrswesen sind den prinzipiell gebührenfähigen 
Leistungen noch das Bildungswesen (Schulen und 
Hochschulen) sowie der Bereich des Rechts­
schutzes zuzurechnen, der bereits zum Teil über 
Gebühren finanziert wird. Die größte quantitative 
Bedeutung kommt dem Bildungswesen zu.

Wesentlich größer als bei Bund und Ländern ist 
die Zahl der für eine Gebührenerhebung in Frage 
kommenden Leistungen bei den Gemeinden. Fast 
der gesamte Bereich der kommunalen Infrastruk­
tur erfüllt das Kriterium der individuellen Zu­
rechenbarkeit. Die Gebühren spielen deshalb im 
System der Gemeindeeinnahmen schon seit jeher 
eine bedeutende Rolle. 1975 betrug ihr Anteil 
an den Gesamteinnahmen der Gemeinden rund 
20 %.
4) A ls  w e ite rg e h e n d e  A lte rn a tiv e  s te h t noch  d ie  h ä u fig  g e fo rd e r te  
Ü b e rtra g u n g  ö ffe n t lic h e r  A u fg a b e n  a u f P r iv a te  z u r  A u s w a h l. E in e  
s o lc h e  L ö sung  w ü rd e  d ie  v o lle  A n w e n d u n g  m a rk tw ir ts c h a ft lic h e r  
P r in z ip ie n  und  d ie  H e ra u s b ild u n g  e in e s  M a rk tp re is e s  fü r  d ie  
b e tre ffe n d e n  G ü te r  b e d e u te n . D a s  in  le tz te r  Z e it  so  h ä u fig  d is k u ­
tie r te  P ro b le m  d e r  P r iv a tis ie ru n g  s o ll h ie r  je d o c h  n ich t e rö r te r t  
w e rd e n .
5) D a  d ie  B u n d e s b a h n  e in  ö ffe n tlic h e s  U n te rn e h m e n  is t, h a n d e lt  
es s ich b e i ih re n  T a r ife n  n ich t u m  G e b ü h re n , s o n d e rn  um  P re is e .  
W e g e n  d e r  v o rn e h m lic h  p o lit is c h  a u s g e r ic h te te n  T a r ifg e s ta ltu n g  
w ird  s ie  je d o c h  m it in  d ie  E rö r te ru n g  e in b e z o g e n .
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Zu wesentlichen Teilen über Gebühren finanziert 
werden kulturelle Eirichtungen wie Theater, Mu­
seen und Büchereien, Krankenhäuser, Bade­
anstalten, der Bereich der Ver- und Entsorgung, 
Marktwesen, Bestattungswesen, Schlachthöfe und 
öffentlicher Nahverkehr6). Hinzu kommt noch eine 
Reihe von Verwaltungsgebühren, die jedoch nur 
einen relativ geringen Anteil an den Gebühren­
einnahmen der Gemeinden haben. Hier sind ins­
besondere die Gebühren im Bereich des Bau­
wesens zu nennen. Zu erwähnen sind schließlich 
noch die gebührenähnlichen Beiträge, die vor­
nehmlich in Form der Anliegerbeiträge zur Finan­
zierung des Baus von Gemeindestraßen erhoben 
werden.

Im Bereich der Gemeinden ist also eine Auswei­
tung der Gebührenpolitik durch die Einführung 
neuer Gebühren nur noch in begrenztem Umfang 
möglich. Es könnte höchstens noch der Bereich 
des Bildungswesens in Betracht gezogen werden. 
Ansonsten ist für die Gemeinden zur Verbesserung 
ihrer Finanzsituation nur eine Erhöhung schon 
bestehender Gebühren möglich.

Politische Entscheidung

Die bisherige Betrachtung bezog sich nur auf die 
grundsätzliche Möglichkeit zur Erhebung von Ge­
bühren bei einzelnen staatlichen Leistungen. Es 
ist nun zu untersuchen, ob eine Ausweitung der 
Gebührenpolitik auch politisch erwünscht ist. Wie 
wir bereits gesehen hatten, ist die Entscheidung 
darüber, ob ein Gut vom Staat zur Verfügung ge­
stellt werden soll, das prinzipiell auch vom privaten 
Sektor bereitgestellt werden könnte, eminent poli­
tischer Natur. Ist diese Entscheidung einmal gefal­
len, so trägt auch der zweite Schritt, nämlich die 
Überlegung, ob diese Leistung über Gebühren 
oder aus allgemeinen Steuermitteln finanziert wer­
den soll, politischen Charakter.

Wie bei jeder politischen Entscheidung sind auch 
hier verschiedene, nicht unbedingt kompatible In­
teressen zu berücksichtigen und gegeneinander 
abzuwägen. Dem rein fiskalischen Interesse an

6) F ü r d ie  V e rs o rg u n g s - und  N a h v e rk e h rs b e tr ie b e  g i l t  d a s  g le ic h e  
w ie  fü r  d ie  B u n d e s b a h n .

einer Verbesserung der Haushaltslage durch Er­
zielung möglichst hoher Einnahmen steht hier das 
Interesse an einer optimalen Versorgung der Be­
völkerung mit öffentlichen Gütern entgegen. Dabei 
ist nicht nur der Gesichtspunkt der Allokation zu 
berücksichtigen, sondern es kommt auch der Di­
stribution eine hervorragende Bedeutung zu.

Gebührenerhebung im Verkehrswesen

Betrachten wir zunächst die für die Einführung 
neuer Gebühren in Frage kommenden Leistungen. 
Hier sind im wesentlichen die Bereiche Verkehrs­
wesen und Bildungswesen genannt worden. Die 
Einführung von Benutzungsgebühren im Verkehrs­
wesen müßte sich sicherlich auf die Autobahnen 
mit ihren gesonderten Zu- und Abfahrten oder auf 
besondere Strecken, z. B. Brücken und Tunnel, 
beschränken, da eine Gebührenerhebung bei allen 
Bundes- und Landstraßen technisch gar nicht 
durchführbar wäre. Die Gebührenanhebung würde 
also im wesentlichen dem Bundeshaushalt zugute 
kommen. Beispiele für solche Regelungen finden 
sich in zahlreicher Form im Ausland. So sind Auto­
bahnen in Italien grundsätzlich gebührenpflichtig. 
Auch in Frankreich werden Gebühren erhoben. 
In Österreich und den Niederlanden unterliegen 
bestimmte Abschnitte wie Brücken und Tunnel der 
Gebührenpflicht.

Wie das Beispiel Italien zeigt, hat dieses System 
den Vorteil, daß in relativ kurzer Zeit ein ausge­
dehntes Autobahnnetz aufgebaut werden kann. 
Es weist jedoch zwei wesentliche Schwächen auf, 
die es angezeigt erscheinen lassen, auf seine Ein­
führung in der Bundesrepublik zu verzichten. Zum 
einen muß die Zahl der Zu- und Abfahrten im 
Interesse einer reibungslosen technischen Abwick­
lung ohne große Verkehrsbehinderungen gering 
gehalten werden, was für viele Regionen eine er­
hebliche Verschlechterung der Verkehrsanbindung 
zur Folge hätte und zusätzlichen Aufwand in der 
Regionalpolitik erfordern könnte. Zum anderen 
besteht die Gefahr, daß durch die Gebühren ein 
großer Teil des Verkehrs, insbesondere der 
Schwerverkehr, auf die weniger gut ausgebauten 
Landstraßen abgedrängt wird. Das würde wahr­
scheinlich eine Erhöhung der Unfallzahlen und

KO Nü U N K T U R  
V O N  M O R G E N

D e r  v i e r z e h n t ä g l i c h  e r s c h e i n e n d e  K u r z b e r i c h t  d e s  H W W A  -  In s t i t u t  f ü r  W i r t s c h a f t s ­
f o r s c h u n g  -  H a m b u r g  ü b e r  d ie  B i n n e n -  u n d  W e l t k o n j u n k t u r  u n d  d ie  R o h s t o f f m ä r k t e

V E R L A G  W E L T A R C H I V  G M B H  - H A M B U R G
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damit der Unfallfolgekosten sowie der Reparatur­
kosten für Landstraßen nach sich ziehen. Eine 
Fehlallokation der volkswirtschaftlichen Ressour­
cen wäre unvermeidlich.

Es könnte noch daran gedacht werden, generell 
von jedem Kraftfahrzeugbesitzer eine pauscha­
lierte Gebühr für die Straßenbenutzung, gestaffelt 
nach Fahrzeuggröße oder Gewicht, einzuführen. 
Eine solche Abgabe würde jedoch den Charakter 
einer Gebühr verlieren, da sie nicht mehr an die 
einzelne Nutzung anknüpft. Sie käme vielmehr der 
Erhebung einer zusätzlich zur Kraftfahrzeugsteuer 
erhobenen Sondersteuer gleich.

Gebührenerhebung im Bildungswesen

Einer Gebührenerhebung im Bildungswesen, die 
im wesentlichen die Haushalte der Länder und 
Kommunen entlasten würde, stehen hauptsächlich 
distributive Argumente entgegen. Es muß heute 
als selbstverständliche Pflicht des Staates ange­
sehen werden, dafür zu sorgen, daß jeder Bürger 
unabhängig von seinem sozialen Status gleiche 
materielle Bildungschancen erhält. Für die allge­
meinbildenden Schulen steht daher die Einführung 
einer Gebührenpflicht von vornherein außerhalb 
jeder Diskussion, da durch sie die Chancen un­
terer sozialer Schichten erheblich beeinträchtigt 
würden.

Doch auch die Wiedereinführung einer Gebühren­
pflicht für den Hochschulbereich, die häufig gefor­
dert wird, muß aus diesem Grunde abgelehnt 
werden. Auch das oft gehörte Argument, die Aus­
bildung an einer Hochschule diene nur der Befrie­
digung der individuellen Bedürfnisse des einzel­
nen, hält einer näheren Überprüfung nicht stand. 
Zum einen hat auch der Staat ein elementares 
Interesse an der Ausbildung hochqualifizierter Ar­
beitskräfte, ohne die eine moderne hochspeziali­
sierte Volkswirtschaft nicht auskommt. Zum ande­
ren ist heute nicht unbedingt mehr die Gewähr 
gegeben, daß sich die längere Ausbildung auch in 
einem höheren Lebenseinkommen niederschlägt.

Es läßt sich also feststellen, daß in der Einführung 
neuer Gebühren keine Möglichkeit zur Verbesse­
rung der Haushaltslage der Gebietskörperschaften 
gesehen werden kann, da in den wenigen dafür 
in Frage kommenden Bereichen die negativen 
Verteilungswirkungen weiterer Gebühren die nur 
begrenzt positiven fiskalischen Wirkungen über­
treffen.

Begrenzte Möglichkeiten der Gebührenerhöhung

Die Möglichkeiten zur Erhöhung bestehender Ge­
bühren sind von verschiedenen Faktoren abhängig. 
Zunächst ist die Struktur der Nachfrage nach den 
öffentlichen Leistungen von entscheidender Be­

deutung. Haben die Nachfrager keinerlei Möglich­
keit der Nutzung der gebührenpflichtigen Leistun­
gen auszuweichen, so können die Gebühren für 
diese Leistungen ohne weiteres drastisch erhöht 
werden. Je größer die Ausweichmöglichkeiten 
sind, um so geringer wird der fiskalische Effekt 
einer Gebührenerhöhung ausfallen.

Sehen wir uns die in Frage kommenden öffent­
lichen Leistungen an, so sind sicher im Bereich 
der Ver- und Entsorgung, der Krankenhäuser und 
des Bestattungswesens die geringsten Ausweich­
möglichkeiten für die Nachfrager gegeben: Die 
Benutzung der Entsorgungseinrichtungen erfolgt 
zwangsweise, und die öffentlichen Versorgungs­
betriebe haben in der Regel ein regionales Mono­
pol. Die Benutzung von Krankenhäusern und Fried­
höfen ist von Faktoren abhängig, die außerhalb 
der Einflußmöglichkeiten des einzelnen liegen.

Wesentlich elastischer ist dagegen die Nachfrage 
im öffentlichen Verkehrsbereich sowie bei Bade­
anstalten und kulturellen Einrichtungen. Hier sind 
Gebührenerhöhungen wesentlich engere Grenzen 
gesetzt, da die Einnahmeerhöhungen durch einen 
Rückgang der Benutzerzahlen zumindest teilweise 
kompensiert würden. Diese Gefahr ist insbeson­
dere bei den öffentlichen Verkehrsunternehmen 
gegeben. Weitere drastische Tarifanhebungen bei 
der Bundesbahn und den öffentlichen Nahver­
kehrsbetrieben würden deren Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber den privaten Kraftfahrzeugen erheblich 
herabsetzen. Auch bei Badeanstalten und kul­
turellen Einrichtungen wäre mit einem Rückgang 
der Besucherzahlen zu rechnen, so daß eine Ge­
bührenerhöhung aus fiskalischen Gründen nicht 
zu dem erhofften Erfolg führen würde. Ein der­
artiger Rückgang der Benutzerzahlen würde auch 
den Verkehrs-, kultur- und gesundheitspolitischen 
Zielen, die hinter dem staatlichen Angebot dieser 
Leistungen stehen, widersprechen, so daß auch 
von dieser Seite Gebührenerhöhungen Grenzen 
gesetzt sind.

Eine weitere Begrenzung der Möglichkeiten zur 
Gebührenerhöhung ergibt sich aus dem Maßstab 
für die Gebührenzumessung. Wird die Gebühr 
nach dem Prinzip der kostenmäßigen Äquivalenz 
bemessen, so ist mit der vollen Kostendeckung 
automatisch die Obergrenze für die Gebührenhöhe 
festgelegt. Dies gilt sowohl für die Verwaltungs­
gebühren als auch für die kommunalen Gebühren­
haushalte.

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die 
Möglichkeiten der Gebührenpolitik, zu einer Ver­
besserung der Situation der öffentlichen Haushalte 
beizutragen, äußerst begrenzt sind. Es sollten 
daher andere Wege auf der Einnahmenseite oder 
aber auf der Ausgabenseite beschritten werden.
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